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I.  Einführung 

Am 14. Februar 2022 haben wir noch bei den alljährlichen „Wirtschaftspolitischen Gesprächen“ des 

Ostinstituts/Wismar im Online-Format diskutiert, wie politische Lage einzuschätzen und eine 

zukünftige Russland-Politik der Bundesregierung gestaltet werden könnte, eine Woche später 

Russland die ostukrainischen Gebiete Donezk und Luchansk anerkannt und damit quasi „kalt“ 

annektiert. Es scheint kaum möglich zu sein, mit der Geschwindigkeit der Entwicklung Schritt halten zu 

können. 

Nichtsdestotrotz wollen wir versuchen, die wichtigsten Ergebnisse unserer „11. Wirtschaftspolitischen 

Gespräche“ zusammenzufassen. Im Rahmen dieser aufgrund der Corona-Pandemie im Online-Format 

durchgeführten Konferenz haben Vertreter der wesentlichen deutschen Think-Tanks, welche sich mit 
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Russland und Ostpolitik befassen, sowie darüber hinaus einige Experten aus Politik und Wirtschaft ihre 

Eindrücke von Russland und dem Verhältnis zum Westen geschildert sowie ihre Vorstellungen einer 

neuen Russland-Politik dargestellt. 

 

II.  Die Aussagen der Referenten:  

Im Folgenden finden Sie die wesentlichsten Aussagen der Referenten:   

1.   Prof. Dr. Horst Teltschik, ehemaliger stellvertretender Chef des Bundeskanzleramtes und 

ehemaliger Vorsitzender der Münchener Sicherheitskonferenz 

Im einführenden Statement warf Herr Prof. Dr. Horst Teltschik einen Blick auf die historische 

Entwicklung des Verhältnisses zu Russland während der vergangenen 30 Jahre, also nach dem 

Zusammenbruch der Sowjetunion. In den letzten Jahrzenten sei viel erreicht worden – die Eröffnung 

der Grenzen, die Demokratisierung der osteuropäischen Länder ohne militärische Intervention 

Moskaus, eine friedliche Wiedervereinigung, die sowjetische Armee sei ohne einen Schuss aus 

Osteuropa abgezogen, eine weitreichende Abrüstung und Waffenkontrolle habe stattgefunden. Die 

Ursachen dieses Erfolges seien auf den Dialog zurückzuführen, den bereits Willy Brand begonnen habe 

und von Helmut Kohl zu einem guten Ende geführt worden sei. Zentraler Aspekt hierbei sei gewesen, 

dass man ein gegenseitiges Vertrauensverhältnis geschaffen habe, mit der Zusicherung, dass auch 

die Sicherheitsinteressen der UdSSR gewahrt wären. Man habe auf gleicher Augenhöhe verhandelt.  

Herr Professor Teltschik unterstrich, dass man seinerzeit Instrumente zur Friedensschaffung und 

Friedenssicherung vereinbart habe, so insbesondere die Pariser Charta, das 

Konfliktverhütungszentrum in Wien, jährliche Außenministertreffen und die Grundakte NATO-

Russland. Aber habe man diese Instrumente in den vergangenen 20 Jahren genutzt? Haben die 

vereinbarten jährlichen Außenministertreffen stattgefunden? Existiert noch ein 

Konfliktverhütungszentrum? Der Nato-Russland-Rat habe jahrelang gar nicht getagt und wenn, dann 

auf Botschafterebene - „Was können Botschafter schon bewirken?“, sagte Professor Teltschik. Er fügte 

hinzu: „Putin hat im Prinzip seine Ziele erreicht - die westliche Gesprächsbereitschaft, die Pilgerreisen 

nach Moskau, endlich wird in Kenntnis genommen, er hat seine Macht demonstriert – und wird 

deshalb nicht in einen Krieg einmünden.“  

Die Politik müsse Kompromisse suchen, Wege zur Verständigung öffnen. Entscheidende Frage sei 

heute, welche Instrumente wir noch hätten? Herr Professor Telschik verwies auf die Pariser Charta, 

auf die OSZE, die praktisch kaum genutzt wurden, auf den NATO-Russland-Rat, das Normandie-Format, 

auf die Frage der Abrüstung und Rüstungskontrolle, die in den letzten Jahren keine große Rolle gespielt 

hat, auf gesamteuropäische Freihandelszone. Was immer man in Europa mit der Ukraine vorhabe, so 
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solle man darüber nachdenken, was wir den Russen anbieten könnten, was wir mit den Russen 

gemeinsam machen können, damit sie den Verdacht loswürden, dass wir ein Spiel gegen ihre 

Interessen treiben. Hätten wir dies berücksichtigt, bestünde heute wahrscheinlich eine andere 

Situation.   

2.  Dr. Janis Kluge, Stiftung Wissenschaft und Politik 

Auf die Frage, was dem Bundeskanzler oder der Bundesaußenministerin zu empfehlen sei, wie man 

die Russlandpolitik gestalten sollte, meinte Herr Dr. Janis Kluge, die russische Außenpolitik sei nicht 

ein Ergebnis dessen, was wir notwendigerweise tun, sondern vielmehr ein Ergebnis der Prozesse, die 

innerhalb Russlands stattfinden. Wichtig sei es, zu berücksichtigen, dass wir es wahrscheinlich nicht 

selbst bzw. nicht vollständig in der Hand hätten, die Beziehungen in nächsten Jahren 

weiterzuentwickeln. Russland definiere seine Interessen selbst sowie die Mittel, mit denen es diese 

Interessen durchsetzen wolle. In den nächsten Jahren werde sich die Lage weiter anspannen. 

Deswegen empfahl Herr Dr. Kluge, dass sich die deutsche Regierung darauf einstelle, das 

hochangespannte Verhältnis zu managen. Dies heiße, zu verhindern, dass es zu unabsichtlichen 

Eskalationen komme. Dort, wo es noch möglich sei, sollten die Kooperationen fortgesetzt werden; die 

Wirtschaftsbeziehungen seien so zu gestalten, dass es keine Erpressbarkeit gebe. Das Wichtigste sei 

aber die Erkenntnis, dass es nicht darum gehe, wie wir uns verhalten, dass wir es nicht allein in der 

Hand hätten, den Weg zu finden, Russland zu einem Partner zu machen, wie wir das gerne hätten, 

sondern dass wir damit rechnen müssen, dass unsere außenpolitischen Prinzipien und Interessen 

gegen Russland verteidigt werden müssen.  

3.  Prof. Dr. Gwendolyn Sasse, Wissenschaftliche Direktorin des Zentrums für Osteuropäische und 

Internationale Studien, ZOIS 

Frau Professor Sasse wies mit Blick auf die jetzige Krise darauf hin, dass es derzeit für Putin ein 

opportunes Zeitfenster gebe, um massiv auf die Ukraine und den Westen insgesamt Druck auszuüben. 

Die Bedeutung für die deutsche und europäische Politik sei sehr groß. Frau Professor Sasse erklärte, 

das Risiko eines großen militärischen Angriffs sei durchaus real, das sei nicht nur eine Drohkulisse. 

In der jetzigen Situation habe Deutschland und die EU eine wichtigere Rolle zu spielen. Man erwarte 

von Deutschland eine starke Rolle innerhalb der EU. Es sei nicht möglich, Deutschland in einzelnen 

Teilen gegen die EU zu positionieren, sich einen eigenen Spielraum zu definieren. Denn das sei genau 

das Ziel der jetzigen Politik des Kreml. Frau Professor Sasse glaubt, es gehe um mehr als darum, auf 

Augenhöhe mit dem Westen diskutieren zu wollen; dies habe Putin bereits erreicht. Es gehe vielmehr 

darum, die EU und die NATO zu spalten, die eigentliche Sicherheitsordnung bis vor 1997 

zurückzudrehen. Auf die Frage, welche gesamteuropäische Sicherheitsstruktur sich entwickeln könnte, 

meinte Frau Professor Sasse, dass die Entwicklung einer solchen Sicherheitsstruktur zurzeit noch nicht 

vorhersehbar sei. Man brauche einen Übergang in einen längerfristigen Verhandlungsprozess, wobei 

man selektiv bestimmte Themen werde diskutieren müssen. Derzeit nenne Russland diese Themen 



 

Steininger/Schramm/Olejnik - Ein Bericht von den 11. wirtschaftspolitischen Gesprächen des Ostinstituts 
Wismar   4 

sekundär. Diese seien aber nicht sekundär; vielmehr gehe es um Abrüstung, Rüstungskontrolle, Cyber-

Angriffe, Klimawandel. Man werde sich über diese Themen annähern müssen, bei welchen man 

zumindest selektiv gemeinsame Interesse habe. Es könne nicht vorausgesehen werden, ob das zu einer 

neuen angepassten Sicherheitsordnung führe. Man müsse eben einen selektiveren Ansatz finden, um 

konkrete Themen mit dem Rest zu verbinden. Ein Anknüpfungspunkt sei, dass man 

Bedrohungswahrnehmungen auf verschiedenen Seiten ernst nehmen müsse. Aus der Sicht der NATO 

und westlichen Staaten sei die NATO keine Bedrohung für Russland, offensichtlich sei sie es für das 

empfinden Russlands jedoch wohl. Andererseits müsse man aber auch das Bedrohungsgefühl der 

baltischen Staaten und Polen gegenüber Russland ernst nehmen. Wenn man dies akzeptiere, so sei 

dies ein Anknüpfungspunkt. Aber sich momentan vorzustellen, wie die Sicherheitsordnung angepasst 

werden kann, wie sie in mehreren Jahrzenten funktionieren kann, wäre ein falscher Ansatz. Wenn die 

Ordnung, die Anfang der 90er ausgehandelt wurde, umgesetzt und funktionieren würde – sie 

funktioniert derzeit nicht gut – wäre dies bereits ein gutes Ergebnis.  

4.  Dr. Manfred Sapper, Chefredakteur der Zeitschrift „Osteuropa“ 

Nach Ansicht von Dr. Manfred Sapper befinden wir uns heute in einer Lage, in der wir anerkennen 

müssen, dass Russland kein Partner mehr ist, sondern ein Gegner der liberalen Ordnung, der 

Menschenrechte. Das russische Regime verfolge diejenigen Kräfte, die für Menschenrechte und 

Freiheiten im innerem einstehen, mit Gewalt und solidarisiert sich mit den Kräften in Westeuropa, die 

genau gegen die liberale Ordnung sind, so insbesondere Front National in Frankreich, die AfD in 

Deutschland. Hier in dieser Situation bedeute die Russlandpolitik für uns eine Verteidigung der 

westlichen Freiheitswerte, der Prinzipien von Rechtsstaatlichkeit und liberalen Ordnung. Das ist das 

allerwichtigste Paradigma. Auf die Frage, was er der Bundesregierung empfehlen würde, meinte 

Sapper: Klarheit im Inneren und Unterstützung für die bedrängte Zivilgesellschaft, mit denjenigen 

Kräften im Gespräch zu bleiben, welche die Zivilgesellschaft stützen, man dürfe sich aber keine 

Illusionen machen. Auch der von der Wirtschaft verfolgte Grundsatz des „Wandels durch Handel“ sei 

illusorisch, es gebe keine Wandel durch Handel. Das sei ein zentraler Unterschied zu vorher. In der 

letzten Strategie der Außen- und Sicherheitspolitik Russlands befänden sich explizit Ausführungen, 

dass Russland an Kooperation mit dem Westen kein Interesse mehr habe. Dieses Regime sei auf dem 

Weg zur Selbstisolation. Das sei eine fatale Entwicklung. Dies führe zu der Verschärfung der 

Repressionen nach innen und zu einer Aggressivität nach außen. Mit dieser Situation seien wir auf 

absehbare Zeit konfrontiert.  

Auf das Statement von Herrn Dr. Sapper reagierte Herr Professor Teltschik mit dem Hinweis, dass 

rund 50 % der heute lebenden Russen nach 1990 geboren seien. Das sei eine andere Generation, eine 

Generation, auf die wir setzen müssten. Man müsse der Frage nachgehen, wie man genau diese 

Generation gewinnen könne. Dementsprechend stellte Professor Teltschik die Frage, warum wir den 

Vorschlag – Visafreiheit für junge Menschen bis 25 – seit Jahren bereits eingeführt hätten. Herr 
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Professor Teltschik mahnte an, trotz des düsteren Bildes, das Herr Dr. Sapper gezeichnet habe, das 

schlimmste zu verhindern, und ein Miteinander zu erreichen.   

5.  Andreas Metz, Leiter Public Affairs, Ost-Ausschuss der Deutschen Wirtschaft  

Herr Metz hob in Bezug auf mögliche Sanktionen hervor, Russland sei keine regionale 

Wirtschaftsmacht, kein ökonomischer Zwerg. Allerdings habe Russland Krise in vielerlei Beziehungen 

systemischen Charakter. Es wird für uns sehr teuer so zu tun, als könne man Russland eingrenzen, als 

könnte sich der Westen sich dies auch ökonomisch leisten. Am Ende werde Russland zwar mehr 

leiden, allerdings würden Sanktionen auch bei uns große Verwerfungen mit sich bringen. Nach 

Ansicht von Herrn Metz waren wir nicht kooperativ mit Russland in den vergangenen Jahren. Es 

bringe uns auch nicht weiter, wenn wir noch härter gegen Russland aufträten. In Bezug auf das Thema 

des Abbaus von Abhängigkeiten hat Herr Metz darauf hingewiesen, dass die Abhängigkeiten aber 

immer gegenseitig sind. Wenn man Abhängigkeiten abbaut, bedeute dies im Umkehrschluss, dass auch 

Russland Abhängigkeiten abbauen können. Wir sollten nicht wollen, dass Russland zu einem großen 

Nordkorea werde, wir sollten nicht wollen, dass Russland mit China kooperiert und dass es kein 

wichtiger Faktor in der Weltwirtschaft mehr sein würde.  

Herr Metz betonte auch, es ist nicht so, dass man das System Putin gut finden muss. Aber dass die 

Mittelschicht in Russland nicht mehr Richtung EU schaut und die EU nicht mehr als Partner begreift, 

sei nicht alleine Russland zuzuschreiben, hier habe man auch von Seiten des Westens einen großen 

Fehler gemacht. Und hier überlappen sich diverse Wahrnehmungen und Probleme, die Wahrnehmung 

von dem Kurs der EU und dem Kurs der NATO insbesondere als Wertegemeinschaft. Wenn gesagt 

werde, wir vertreten unsere Werte, muss man auch Fragen stellen, welche Werte wir vertreten, ob 

wir selber diese Werte vertreten, ob wir mit anderen Ländern der NATO dieselben Werte vertreten, 

ob wir innerhalb der EU dieselbe Werte vertreten. Und diese Probleme haben wir nicht gelöst. Und 

jetzt in die Richtung der Ukraine und Russlands zu gehen und zu sagen, ihr müsst unsere Werte 

vertreten, ist Teil des Problems.  

Zum Thema NATO-Erweiterung sagte Metz, alle Länder hätten einen Grund einzutreten, auch die 

Ukraine habe ein legitimes Recht in die NATO einzutreten. Aber in der russischen Wahrnehmung sei 

es nicht so, dass diese Länder demokratisch in ein Verteidigungsbündnis eintreten, vielmehr gehe es 

aus Sicht Russlands um die Ausweitung des organischen Einflusses. Putin gehe es nicht um die 

Weltherrschaft, nicht um die Ukraine selber, es geht ihm um die Augenhöhe mit den Amerikanern. Er 

verfolge seine Politik nicht aus Stärke, sondern aus Schwäche. Nur wenn man das als Hintergrund 

versteht, versteht man, was passiert. Putin kann bei einer solchen Aktion nur verlieren, die Ukraine als 

Partner, das ukrainische Volk, den Zugang zu dem Westen, er wird sein Land in tiefste wirtschaftliche 

Schwierigkeiten stützen.  
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Zu der Frage, was man konstruktiv anbieten könne, sprach Metz die Visaliberalisierung und –freiheit 

für jüngere Menschen an und stimmte insofern Herrn Professor Teltschik zu. Wir müssen auch mehr 

auf die wirtschaftliche Kooperation setzen. Man müsse neue Chancen kreieren und Russland die 

Motivation geben, mit uns zusammenarbeiten. Wir schenken Russland nichts, Russland hat was uns 

anzubieten. Wie sollen wir das Klimathema gegen Russland und China, die Pandemieprobleme lösen? 

Nicht indem man einen neuen eisernen Vorhang hochziehe. Was vergeben wir uns, wenn wir eine 

neue Partnerschaft zu Kooperationsabkommen mit Russland mit wirtschaftlicher Begleitung versuchen 

zu initiieren, wenn wir Russland-EU-Gipfel wieder stattfinden lassen? Dann prallen die Meinungen 

aufeinander. Man kommt nur millimeterweise voran. Aber Dialoge abzubauen war das dümmste, was 

man in den letzten Jahren gemacht hat. Die Wirtschaft kann eine Rolle spielen, sie hat was 

anzubieten, weil die Wirtschaft beiderseitig, davon profitieren beide Seiten. Von den wirtschaftlichen 

Beziehungen profitiert nicht nur Putin, die deutsche Wirtschaft hat 280.000 Arbeitsplätze in Russland 

geschaffen. Das sind 280.000 Chancen mit Russland ins Gespräch zu kommen, Vertrauen aufzubauen.  

6.  Prof. Dr. Joachim Schramm, wissenschaftlicher Direktor Ostinstitut Wismar und Professor Dr. 

Andreas Steininger, Geschäftsführer Ostinstitut Wismar  

Herr Professor Dr. Schramm führte aus, dass es zwei Interpretationsansätze des höchstgefährlichen 

Truppenaufmarsches an der ukrainischen Grenze gebe. Die These von Herrn Dr. Sapper sei, dass 

Russland ein demokratisches Modell in der Ukraine nicht neben sich haben wolle. Dies sei sicherlich 

eine vertretbare Interpretationsmöglichkeit. Die Außenpolitik müsse mit dieser Option umgehen. Die 

zweite, von Herrn Metz vertretene These, dass die russische Seite ihre Sicherheitsinteressen auf 

verschiedenen Ebenen bedroht sehe, sei die wahrscheinlichere Variante. Die russische Aktion habe es 

als letztes Mittel die Drohung mit Gewalt gesehen, mit dem Westen in Augenhöhe ins Gespräch zu 

kommen, insbesondere mit den USA. Hierfür spreche vor allem die gemessen am Bruttosozialprodukt 

um ein Vielfaches höhere Wirtschaftskraft des Westens und seine größere Innovationskraft. Hinzu 

komme die schleichende Erosion der Rüstungskontrolle.     

Zum Thema Minsk II sagte Professor Schramm, dass dieser Prozess sich gegenwärtig in einer Sackgasse 

befinde. Gleichwohl müsse weiter daran gearbeitet werden ebenso wie im Rahmen der OSZE. Zu der 

Frage, ob man den russischen Sicherheitsbedenken entgegenkommen könne, sagte Professor 

Schramm, die Souveränität und das Selbstbestimmungsrecht der Völker seien unverhandelbar. 

Gleichwohl sollten die Möglichkeiten eines befristeten Aufschubs (Moratorium) und der Trennung 

einer NATO-Mitgliedschaft von einer solchen in der EU zum Gegenstand von Verhandlungen gemacht 

werden.      

Herr Professor Schramm schloss sich Herrn Metz an, dass nicht nur Russland, sondern auch der Westen 

eine Bringschuld habe und in den Verhandlungen mit Russland Gegenleistungen anbieten sollte.  
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Herr Prof. Dr. Andreas Steininger unterstrich, dass man eine neue Sicherheitsordnung für Europa 

schaffen müsse. Nach den Verträgen von Helsinki 1974 und dem Budapester Memorandum von 1994 

sowie der permanenten Konferenz für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa in Form der OSZE, 

wäre es erforderlich, neue Ansätze für eine Sicherheitsstruktur in Europa zu diskutieren. Man habe 

daher die Idee entwickelt, der Ukraine bestimmte Vorteile anzubieten. Man könne und dürfe die 

Ukraine nicht daran hindern, einen Antrag auf den NATO-Beitritt zu stellen. Die Frage sei aber, ob man 

einen solchen Antrag auch annehmen müsse. Aber auch nach den größten NATO- Mitglied, den USA, 

stehe ein derartiger NATO-Beitritt momentan aber nicht zu Debatte. Alleine aus der Perspektive der 

NATO-Statuten wäre ein NATO-Beitritt zurzeit höchst problematisch.  

Zu den Vorteilen, welche man der Ukraine anbieten könne, gehöre auch die Aussicht auf einen EU-

Beitritt, verbunden mit den ökonomischen Vorteilen. Auf anderer Seite könne man eine neue 

Sicherheitsstruktur schaffen, bei der die Ukraine möglicherweise eine neutrale Position einnehme, 

sodass man sowohl Sicherheitsinteressen der Ukraine, als auch Russlands befriedigen könne. Der 

Ukraine könne insoweit ein Sonderstatus eingeräumt werden. Russland müsse auf der anderen Seite 

vor allem Sicherheitsgarantien für die Ukraine, für das Baltikum und für Polen abgeben.  

7.  Johannes Schraps, Berichterstatter für Russland und die Länder der östlichen Partnerschaft, 

MdB/SPD 

Herr Schraps sprach vor allem die gegenseitigen Sicherheitsgarantien an. Aus der Geschichte sei zu 

beobachten, dass Russland immer ein Interesse an außenpolitischen Garantien gehabt habe. 

Deswegen sei es wichtig, dass der Kanzler Olaf Scholz in der aktuellen Diskussion sehr deutlich gesagt 

habe, dass er absolut bereit sei, gemeinsam mit den anderen europäischen Partnern und auch mit den 

USA, mit Russland über eine neue Sicherheitsarchitektur zu sprechen. Dann könnte so ein Vorschlag 

für eine neue „Helsinki-Konferenz“ möglicherweise ein weiterer Weg sein, den man gehen könnte. 

Gleichzeitig werde aber von einzelnen Ländern wie Deutschland die Führung erwartet.  Dies sei 

immer ein schmaler Grat: bei zu viel Führung würden sich die europäischen Partner überfahren fühlen, 

zu wenig Führung bedeute, dass man nicht die Rolle einnimmt, die von den anderen europäischen 

Partnern erwartet werde. Herr Schraps ist der Ansicht, dass eine stärkere europäische Politik 

koordiniert werden müsse, was allerdings bislang noch nicht gelungen sei. 

Er hält es für den richtigen den Weg das Normandie-Format und andere etablierte Dialog-Formate für 

Problemlösungen zu nutzen, weil so die europäischen Partner einbezogen werden könnten. Es sei auch 

sehr wichtig, dass wir sehr klar und eindeutig die Völkerrechtsbrüche anprangern und sie nicht 

hinnehmen sollten, weil wir sonst die Tür öffnen, durch die solche Missstände weiter um sich griffen. 

Und gleichzeitig müssten dennoch Wege gefunden werden, weiter zu kommunizieren und 

Gesprächsangebote zu machen; da das russische politische System aber mittlerweile sehr stark 

zentralisiert bzw. auf einen kleinen Kreis von entscheidenden Personen zugespitzt sei, sei die 

Führung eines offenen Dialoges zunehmend schwieriger.  
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8.  Dr. Thomas Falk, Falk Beratung 

Herr Dr. Falk sagte zu der Frage, wie man jetzt aus diesem Konflikt heraus gelangen könne, dass man 

im Westen nur über das informiert sei, über was in den Medien berichtet werde. Herr Dr. Falk gab 

dem Gefühl Ausdruck, dass vorhandene Positionen beiderseitig vorgetragen und immer wieder 

wiederholt werden. Das sei aber der falsche Weg. Man muss schauen, dass alle Parteien an einer 

Lösung arbeiten, die kompromissfähig ist. In diesem Zusammenhang lägen aus Sicht von Herrn Dr. 

Falk die Schlüssel nicht nur in Moskau und Washington, sondern auch in Brüssel und Berlin. 

Deutschland trage eine Verpflichtung hier eine besondere Rolle zu spielen. Herr Dr. Falk sieht einen 

Lösungsansatz darin, dass man die durchaus berechtigten Sicherheitsinteresse Russlands mit einpreist. 

Auf anderer Seite stehe selbstverständlich die Unverletzbarkeit der Grenzen der Ukraine.   

Des Weiteren betonte Herr Dr. Falk die zu berücksichtigenden geopolitischen Aspekte, so vor allem, 

dass die Grenze nach China weiterhin am Amur verläuft, und nicht im Zukunft durch ein 

außenpolitisches Fehlverhalten in Kaliningrad enden dürfe. Ziel des Westens müsse es sein, dass man 

Russland eine Rolle in Europa gebe und nicht vollständig Richtung China treiben dürfe. 

Herr Dr. Falk meinte, dass man in Russland eine breite Basis von Gesprächspartner habe, an welche 

wieder angeknüpft werden könnte. Auf anderer Seite sind die Vertrauensverhältnisse zwischen den 

verhandelnden Politikern notwendig. Hier sieht Herr Dr. Falk weniger Anknüpfungspunkte, in 

diesem Bereich müsse in Zukunft mehr passieren.  

9.  Alexander Neu, Die Linke  

Alexander Neu schlug vor, die Forderungen mit der russischen Seite zu diskutieren. Er verwies auf eine 

Äußerung von Viktor Orbán, wonach die NATO Truppen, die in Ungarn stünden, ungarischen Truppen 

seien. Herr Neu fragte nun, warum nicht das gleiche für Bulgarien, Slowakei, Tschechien, Polen gelte? 

Ziel des Westens müsse es sein, die Demilitarisierung Osteuropas inklusive Russland und 

Weißrussland herbeizuführen. Rückzug und Abbau von militärischer Infrastruktur diesseits und 

jenseits der Konfrontationslinie. Es müsste eine neue Auflage des KSE-Vertrages geben, der nicht von 

Russland aufgekündigt wurde. Man brauche einen schrittweisen Aufbau des gemeinsamen 

Sicherheitsraums, entweder von Vancouver bis Wladiwostok oder von Lissabon bis Wladiwostok, wenn 

die Amerikaner weiterhin die Annäherung in Europa zu verhindern suchen.  

Nach Ansicht von Herrn Neu müsse eine enge Kooperation auf der wirtschaftlichen Ebene und eine 

engere Kooperation zwischen der EU und EAWU geschaffen werden, um den sicherheitspolitischen 

Raum durch eine ökonomische Kooperation zu fundieren. Auch die Klimafrage ließe sich nicht ohne 

Russland und China lösen. Die Klimafrage sei die wirkliche Herausforderung für die Menschheit.  
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Zu der Frage einer Einflusssphäre sagte Herr Neu, dass nicht nur Russland, sondern auch der Westen 

in dieser Kategorie denke. Denn die östlichen Partnerschaften der EU sind Einflusssphärenprojekte.  

Zu der Frage, wo wir mit Russland eine Verständigung herbeiführen können, meinte er, man solle 

versuchen, vielleicht in „geschlossenen Räumen“ mit geheimer Diplomatie ganz ernsthaft die 

Vorschläge der russischen Seite zu diskutieren und zu bewerten, ob es die eine oder andere 

Verständigung geben könne.   

Herr Neu sagte ferner, dass die unipolare Ordnung vorbei sei. Das scheine aber im Westen nicht 

angekommen zu sein. Man lebe in einer multipolaren Welt, aber denke wie in einer unipolaren Welt. 

Neu glaubt, dass diese kognitive Leistung vom Westen erbracht werden muss, zu sagen, es gibt andere 

Akteure, die auch stark sind, wir müssen eine neue Form der Koexistenz entwickeln und wir müssen 

uns fragen, wo Russland stehen soll – weiterhin ein Teil Europas oder ein aus Europa herausgedrängter 

Staat. Derzeit erlebten wir einen Prozess des Herausdrängens Russlands seit 20-25 Jahren. Herr Neu 

wünscht sich eine starke europäische, eine starke deutsche souveräne Außen- und Sicherheitspolitik 

dahingehend, auf dem europäischen Kontinent unter Einschluss Russlands eine Sicherheitsstruktur 

von Frieden und Stabilität zu schaffen, mit den USA, wenn möglich, oder ohne die USA, wenn nötig. Es 

dürfe nicht sein, dass der europäische Kontinent als Objekt der amerikanischen Politik behandelt 

werde und wir dadurch in Europa enorme Nachteile, was auch die Frage von Sicherheit und Frieden 

betrifft, erfahren.  

10.  Falk Tischendorf, Managing Director, Advant Beiten Moskau  

Herr Tischendorf warf als ein Vertreter der Wirtschaft und der in Moskau tätigen Unternehmen die 

Frage auf, was man in den vergangenen 20-30 Jahren geleistet habe und wie es zu den 

Fehlentwicklungen kommen konnte. 

Herr Tischendorf unterstrich, dass Deutschland und Russland auf vielen Ebenen sehr eng miteinander 

verbunden seien. Die Kommunikation auf höchster Ebene müsse unbedingt intensiviert werden, um 

diese Konflikte schnellstmöglich zu lösen, wobei die Interessen aller beteiligten Länder zu 

berücksichtigen sind. 

Herr Tischendorf schilderte aus seinen Tätigkeitsumfeld, dass es viele junge russische Führungskräfte 

gebe, die sowohl über die russische Perspektive verfügen, als auch die westliche Sichtweise sich zu 

eigen gemacht hätten. Die eigentlichen Experten des Dialoges befänden sich daher auch auf dieser 

Ebene, die sowohl mit den deutschen Sichtweisen vertraut sind, als auch russisch sozialisiert seien. 

Dasselbe gelte auch für junge ukrainische Führungskräfte. Gerade diese Führungspersönlichkeiten 

sollten vor dem Hintergrund ihrer Erfahrungen bei der Entwicklung neuer Ideen zu Kommunikation, 

Verständigung und Kooperation stärker mit eingebunden werden. 
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Nach der Erfahrung von Herrn Tischendorf seien Russen und Ukrainer sehr offen, Europa und 

Deutschland immer sehr positiv zugewandt. Es sei in der letzten Zeit viel Vertrauen verloren gegangen, 

man dürfe aber nicht den Fehler machen, dieses Vertrauen gänzlich zu verlieren. 

 

III.  Zusammenfassung 

Insgesamt hat die Expertendiskussion gezeigt, wie sehr die Meinungen vor der Verschärfung der 

Situation auseinanderklafften. Dabei ging es nicht um die Fakten, die von keiner Seite in Abrede gestellt 

werden. Die wesentlichen Unterschiede bezogen sich auf die Deutung dieser Fakten im Hinblick auf 

die dahinterstehende Motivation. Während die eine Seite von einer grundlegend aggressiven, auf 

Expansion gerichteten russischen Außenpolitik ausgeht, die von der gesamten Elite getragen wird, wird 

von der anderen Seite eine defensive Motivation für wahrscheinlicher gehalten. Mit den jüngsten 

Ereignissen fällt es schwer, die zweite These aufrecht zu erhalten. Offensichtlich ist, dass Russland 

mitten in Europa die Drohung und den Einsatz militärischer Gewalt zur Verschiebung von Grenzen und 

Destabilisierung souveräner Staaten wiederholt einsetzt. Hinzu gekommen ist der offen erhobene 

Anspruch auf Territorien jenseits der eigenen Grenzen. Dadurch wird die europäische Ordnung in 

ihrem Kern in Frage gestellt. Unstreitig unter den aktuellen Umständen dürfte daher sein, dass der 

Westen dieser Bedrohung entschlossen entgegentreten muss. Andererseits ist der Einsatz eigener 

militärischer Mittel ausgeschlossen. Problematisch ist hingegen die Lieferung von Waffen. Sollte der 

Westen die Aufrüstung der Ukraine zum Ziel erheben, könnte dies einen Waffengang in naher Zukunft 

wahrscheinlicher machen. Damit bleiben die Drohung mit und die Umsetzung von Sanktionen und das 

Angebot der Kooperation als mögliche Reaktionen. Die Meinungsunterschiede konzentrieren sich 

folglich auf die Frage, ob sich der Westen beider Optionen oder nur der einen und in welchem Maße 

bedienen soll. Am Ende könnte es auf eine Wiederbelebung der von Prof. Teltschik in Erinnerung 

gerufenen Harmel-Doktrin hinauslaufen: Ausgehend von einer glaubwürdigen Abschreckung den 

Versuch unternehmen, auch wenn es derzeit schwierig erscheint, dauerhafte Beziehungen zu Russland 

aufzubauen.             
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